— 213 — 


Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 13. 


(Nr. 3382.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Art. 69. und die Ergänzung der Are 
tikel 66. und 115. der Verfaſſungs⸗Urkunde. Vom 30. April 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


g Artikel 1. g f 
Die zweite Kammer beſteht fortan aus 352 Mitgliedern. S. 
f Fa bo YET we 9“ Sa —— 
Artikel 2. a 


Den Wahlgeſetzen vom 6. Dezember 1848. und vom 30. Mai 1849, 
treten die Geſetze vom 30. April 1851. hinzu. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1851. 
(. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer v. Weſtphalen. 


Jahigang 4881, (Nr. 3392-3383.) 30 (Nr. 3383.) 


Ausgegeben zu Berlin den 17. Mai 1851. 
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(Nr. 3383.) Interimiſtiſches Wahlgeſetz für die Wahlen zur Erſten Kammer in den Für 
ſtenthuͤmern Hohenzollern. Vom 30. April 1851. 


. 9 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


§. 1. 


Bis zum Eintritt des in Art. 66. der Verfaſſungs⸗Urkunde bezeichneten 
Zeitpunktes erfolgen die Wahlen zur Erſten Kammer in den Fuͤrſtenthuͤmern 
Hohenzollern auf Grund des interimiſtiſchen Wahlgeſetzes für die Erſte Kam 
mer vom 6. Dezember 1848., ſoweit daſſelbe nicht durch die nachſtehenden Be— 
ſtimmungen abgeändert iſt. 


§. 2. 


Zu Art. 1. des Wahlgeſetzes vom 6. Dezember 1848. 


1) Die Fuͤrſtenthuͤmer Hohenzollern bilden einen Wahlbezirk zur Wahl eines 
Abgeordneten fuͤr die Erſte Kammer. Dieſer Abgeordnete tritt der bis⸗ 
herigen geſetzlichen Zahl der Mitglieder der Erſten Kammer hinzu. 


Zu Art. 2. ebendaſelbſt. 
2) Für die Erſte Kammer iſt jeder Preuße, welcher das 30fte Lebensjahr 


vollendet hat, und entweder ein Grundvermoͤgen im Werthe von 5000 
Thalern (8750 Fl.) oder ein jaͤhrliches Einkommen von 500 Thalern 
(875 Fl.) nachweiſt, ſtimmberechtigter Urwaͤhler in derjenigen Gemeinde, 


worin er ſeit ſechs Monaten ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat. 


Zu Art. 3. und 5. ebendaſelbſt. 


3) Sollten ſich in dem Wahlbezirke, welchen die Fuͤrſtenthuͤmer Hohenzollern 
ausmachen, nicht mehr als 500 Urwaͤhler befinden, ſo haben letztere das 
Mitglied der Erſten Kammer direkt und ohne Vermittelung von Wahl— 
maͤnnern zu waͤhlen. 


Zu Art. 8. ebendaſelbſt. 


4) Die Zeit, waͤhrend welcher Jemand dem fruͤheren Staatsverbande eines 
der beiden Hohenzollernſchen Fuͤrſtenthuͤmer angehört hat, kommt bei 
dem im Art. 8. des Wahlgeſetzes vom 6. Dezember 1848. bezeichneten 
fuͤnfjaͤhrigen Zeitraum in Anrechnung. 


H. 3. 
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$. 3. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen, ins— 
beſondere die Beſtimmung der mit den Wahlangelegenheiten zu beauftragen= 


den 2 hat Unſer Staatsminiſterium in einem beſonderen Reglement 
zu erla 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1851. 
| (. S) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


Orr, 56833084) 30% (Nr. 3384.) 


. 


(Nr. 3384.) Interimiſtiſches Wahlgeſetz für die Wahlen zur Zweiten Kammer in den Fuͤrſten⸗ 
thuͤmern Hohenzollern. Vom 30. April 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, einig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


$. % 


Bis zum Erlaſſe des in Art. 72. der Verfaſſungs-Urkunde vorbehalte⸗ 
nen Wahlgeſetzes fuͤr die Zweite Kammer erfolgen die Wahlen zu dieſer Kam⸗ 
mer in den Fuͤrſtenthuͤmern Hohenzollern auf Grund der Verordnung vom 
30. Mai 1849. uͤber die Ausfuͤhrung der Wahl der Abgeordneten zur Zwei⸗ 
= BR ſoweit dieſelbe nicht durch die nachſtehenden Beſtimmungen ab- 
geaͤndert iſt. 


F. 2. 
Zu Art. 2. und 3. der Verordnung vom 30. Mai 1849. 


1) Die Fuͤrſtenthuͤmer Hohenzollern werden nach Maaßgabe der Bevoͤlkerung 
in zwei Wahlbezirke getheilt, in deren jedem ein Abgeordneter fuͤr die 
Zweite Kammer zu waͤhlen iſt. 


’ Zu Art. 5. ebendaſelbſt. 


2) Gemeinden von weniger als 750 Seelen, ſowie nicht zu einer Gemeinde 
9 bewohnte Beſitzungen, werden mit einer oder mehreren moͤg⸗ 
ichſt nahe gelegenen Gemeinden zu einem Urwahlbezirke vereinigt. 


In Urwahlbezirken, welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, kann 
je nach der Oertlichkeit und dem Beduͤrfniſſe von einer Wahlverſamm⸗ 
lung für den ganzen Bezirk abgeſehen und koͤnnen Wahlverſammlungen 
fuͤr De Theil deſſelben oder für jede einzelne Gemeinde angeſetzt 
werden. 


Zu Art. 10. ebendaſelbſt. 


3) Die direkten Staatsſteuern, nach Maaßgabe deren die Abtheilungen der 
Urwaͤhler gebildet werden, ſind im Fuͤrſtenthume Hohenzollern-Hechingen 
die Kapitalien⸗, Grund-, Gebäude, Beſoldungs- und Patent⸗Steuer; 
im Fuͤrſtenthume Hohenzollern-Sigmaringen die Grund-, Gefaͤlle-, 
Gebaͤude-, Gewerbe-, Kapitalien- und Dienſtertrags-Steuer. 

Zu 


— 217 — 


Zu Art. 29. der Verordnung vom 30. Mai 1849. 

4) Die Zeit, waͤhrend welcher Jemand dem fruͤheren Staatsverbande eines 
der beiden Hohenzollernſchen Fuͤrſtenthuͤmer angehoͤrt hat, wird bei dem 
im H. 29. der Verordnung vom 30. Mai 1849. bezeichneten einjaͤhrigen 
Zeitraume in Anrechnung gebracht. 


§. 3. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen, insbe— 
beſondere die Beſtimmung der mit den Wahlangelegenheiten zu beauftragen⸗ 
3 3 hat Unſer Staatsminiſterium in einem beſonderen Reglement zu 
erlaſſen. FE 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1851. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. o. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


Gr. 38843388.) (Nr, 3385.) 


| — 18 — 


(Nr. 3385.) Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Ver— 
5 ſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand. Vom 
f 7. Mai 1851. 


| Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
1 Preußen ꝛc. ꝛc. | 

| verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 

| A7 

ee Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen über Dienſtvergehen der Richter und 
deren Beſtrafung. 


§. 1. 


Ein Richter, welcher 
1) die Pflichten verletzt, die ihm ſein Amt auferlegt, 
der 


ode 

2 ſich durch ſein Verhalten in oder außer dem Amte der Achtung, des 

Anſehens oder des Vertrauens, die ſein Beruf erfordert, unwuͤrdig zeigt, 
unterliegt den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


” H. 2. 


Sit eine der unter H. 1. fallenden Handlungen (Dienſtvergehen) zugleich 
in den gemeinen Strafgeſetzen vorgeſehen, ſo koͤnnen die durch dieſelben an— 
gedrohten Strafen nur auf Grund des gewoͤhnlichen Strafverfahrens von den— 


jenigen Gerichten ausgeſprochen werden, welche fuͤr die gewoͤhnlichen Straf— 


„ ˙ü'r , 0 ‚·mumůwĩm˖ e ̃ ⸗§ã Ari m et . . Ü wůQmn „ 


ſachen zuſtaͤndig ſind. 


§. 3. 


Im Laufe einer Unterſuchung vor den gewoͤhnlichen Strafgerichten darf 
gegen den Angeſchuldigten ein Disziplinarverfahren wegen der naͤmlichen That: 
achen nicht eingeleitet werden. 


Wenn im Laufe eines Disziplinarverfahrens wegen der naͤmlichen That— 
ſachen eine Unterſuchung von dem gewoͤhnlichen Strafrichter gegen den Ange— 
ſchuldigten eröffnet wird, jo muß das Disziplinarverfahren bis zur rechtskraͤf— 
tigen Erledigung der ſtrafgerichtlichen Unterſuchung ausgeſetzt werden. 


H. 4. 
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H. 4. 


Wenn von den gewohnlichen Strafgerichten auf Freiſprechung erkannt 
ift, fo findet wegen derjenigen Thatſachen, welche in der ſtrafgerichtlichen Unter: 
ſuchung zur Eroͤrterung gekommen ſind, ein Disziplinarverfahren nur noch 
inſofern ſtatt, als dieſelben an ſich und ohne ihre Beziehung zu dem geſetzlichen 
Thatbeſtande der 1 des Vergehens oder des Verbrechens, welche 
den Gegenſtand der Unterſuchung bildeten, ein Dienſtvergehen enthalten. 

ö Iſt in einer Unterſuchung vor den gewöhnlichen Strafgerichten eine Ver: 
urtheilung ergangen, welche den Verluſt des Amtes nicht zur Folge gehabt hat, 
ſo bleibt es dem Disziplinargerichte vorbehalten, daruͤber zu entſcheiden, ob 
außerdem ein Disziplin arverfahren einzuleiten oder fortzufegen und eine Diszi— 
plinarſtrafe zu verhaͤngen ſei. 


H. 8. 


Spricht das Geſetz bei Dienſtvergehen, welche Gegenſtand eines Diszi⸗ 
plinarverfahrens werden, die Verpflichtung zur Wiedererſtattung oder zum 
N e oder eine ſonſtige eivilrechtliche Verpflichtung aus, ſo gehoͤrt die 
Klage der Betheiligten vor das Civilgericht, jedoch vorbehaltlich der Beſtim— 
mung des H. 81. 


H. 6. 


Iſt von dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Freiheitsſtrafe von laͤn⸗ 
gerer als einjähriger Dauer, auf eine ſchwerere Strafe, auf Verluſt der buͤrger⸗ 
ichen Ehre, auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte, 
auf immerwaͤhrende oder zeitige Unfaͤhigkeit zu öffentlichen Aemtern, oder auf 
Stellung unter Polizei-Aufſicht erkannt, fo zieht das Straferkenntniß den Ver: 
luſt des Amtes pon ſelbſt nach ſich, ohne daß darauf beſonders erkannt wird. 


8. 7. 


Ein Richter, welcher ſich ohne den vorſchriftsmaͤßigen Urlaub von fei- 
nem Amte entfernt halt, oder den ertheilten Urlaub uͤberſchreitet, if, wenn ihm 
nicht beſondere Entſchuldigungsgruͤnde zur Seite ſtehen, für die Zeit der un— 


- 


erlaubten Entfernung feines Dienſteinkommens verluſtig. . u zw au ni an br Alm eee. 
eu- e. 
$. 8. . Cue, wegen A. 


Dauert die unerlaubte Entfernung länger als acht Wochen, fo hat de N 

Richter die Dienſtentlaſſung verwirkt. En 0 ee - en 
Iſt der Richter dienſtlich aufgefordert worden, fein Amt anzutreten oder 5 1 

zu demſelben zurückzukehren, ſo tritt die Strafe der Dienſtentlaſſung ſchon nach en 

uchtloſem Ablauf von vier Wochen feit der ergangenen Aufforderung ein. eee a.. 

Gr. 388.) H. 9. A. — 


H. 9. 


Die Entziehung des Dienſteinkommens (F. 7.) wird von derjenigen Be⸗ 
hoͤrde verfügt, welche den Urlaub zu ertheilen hat. Im Falle des Wider: 


ſpruchs wird im Disziplinarwege entſchieden. 


$. 10. 


Die Dienſtentlaſſung kann nur im Disziplinarwege ausgeſprochen werden. 
Es wird darauf nicht erkannt, wenn ſich ergiebt, daß der Richter ohne 
ſeine Schuld von ſeinem Amte fern geweſen iſt. 


$. 11. 


Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens wegen unerlaubter Entfer⸗ 
nung vom Amte und die Dienſtentlaſſung vor Ablauf der Friſten ($. 8.) iſt 
nicht ae wenn fie durch beſonders erſchwerende Umſtaͤnde gerecht⸗ 
fertigt wird. 


§. 12. 


Die in dem F. 8. erwähnte Aufforderung, ſowie alle andere Auffor⸗ 
derungen, Mittheilungen, Zuſtellungen und Vorladungen, welche nach den Be— 
ſtimmungen dieſer Verordnung erfolgen, ſind guͤltig und bewirken den Lauf der 
Friſten, wenn ſie Demjenigen, an den ſie ergehen, in Perſon zugeſtellt, oder 
wenn ſie in ſeiner letzten Wohnung an dem Orte inſinuirt werden, wo er ſei⸗ 
nen letzten Wohnſitz im Inlande hatte. i 


$. 13. 


Ein Richter, welchem ein geringes 8 zur Laſt fallt, iſt 
nach einer vorher von ihm erforderten Erklaͤrung auf die Pflichten aufmerkſam 
zu machen, welche ihm ſein Amt auferlegt. 

Den Beruf, dieſe Mahnung von Amtswegen oder auf den Antrag der 
Staatsanwaltſchaft zu erlaſſen, hat der Praͤſident oder Direktor eines jeden 
Gerichts in Anſehung der uͤbrigen Mitglieder deſſelben; der Dirigent einer Kreis⸗ 

erichts-Deputation in Anſehung der Mitglieder dieſer Deputation. In Anſe⸗ 
En der Einzelrichter ſteht er dem Präſdenten oder Direktor desjenigen Ge⸗ 
richts erſter Inſtanz zu, in deſſen Gerichtsſprengel der Richter angeſtellt iſt; in 
Anſehung aller Richter, insbeſondere auch der Friedensrichter, des Appellations⸗ 
gerichts⸗Bezirks dem Erſten Praͤſidenten des Appellationsgerichts; in Anſehung 
der Erſten Praͤſidenten der Appellationsgerichte dem Erſten Praͤſidenten des 

oberſten Gerichtshofes. 5 
Die Mahnung geſchieht zu Protokoll oder durch ein die Gruͤnde enthal⸗ 


§. 14. 


tendes Schreiben, von welchem die Urſchrift aufbewahrt wird. 


= WE 


H. 14. 


Erſcheint wegen der Schwere des Dienſtvergehens eine Mahnung dem 
zuſtaͤndigen Disziplinargerichte als nicht hinreichend, fo tritt die Disziplinars 
beſtrafung ein. 


H. 15, 
Disziplinarſtrafen find: 


1) Warnung. 
2) Verweis. ö 
Derſelbe kann mit Geldbuße verbunden werden, deren Betrag das 
Dienſteinkommen eines Monates nicht uͤberſteigt. f 1 
3) Zeitweise Entfernung von den Dienſtverrichtungen auf wenigſtens drei Y orten . 
Monate und hoͤchſtens Ein Jahr. ar 8 Dr 3 
Dieſe Strafe zieht den Verluſt des Dienſteinkommens für deren“ n — "- 
Dauer kraft des Geſetzes nach ſich. Es iſt jedoch das Diszipi-—— . 
nargericht ermaͤchtigt, in dem Urtheile zugleich zu erkennen, daß“ 22 
dem Verurtheilten während der Dauer der Strafe ein beſtimmter“ ß eee. 
Theil feines Dienſteinkommens, welcher die Hälfte deſſelben nicht!“ e 4 — 
uͤberſteigen darf, zu feinem nothduͤrftigen Unterhalte zu verabrei⸗ 7“ ee, ee. 
chen ſei. Secu es IE | 
4) Dienſtentlaſſung. 5 ces. ai e. wg, 
Dieſe Strafe zieht den Verluſt des Titels und Penſionsanſpruches . e my m # 
von ſelbſt nach ſich; es wird darauf nicht beſonders erkannt. e 10207 A 


Laſſen aber beſondere Umſtaͤnde eine mildere Beruͤckſichtigung?ß? en e 
zu, fo iſt das Disziplinargericht ermächtigt, in dem Urtheile zu⸗ eee de een Ar 
gleich zu erkennen, daß dem Angeſchuldigten ein Theil des regle- eee e eee, 
mentsmaͤßigen Penſionsbetrages auf Lebenszeit oder auf gewiſſe r eee, 


Jahre als Unterſtuͤtzung zu verabreichen ſei. , ei ber, 
| . 16. e 


Welche der in den vorhergehenden Paragraphen beſtimmten Strafen 
anzuwenden fei, ift nach der größeren oder geringeren Erheblichkeit des Dienſt⸗ 
1 5 mit Ruͤckſicht auf die ſonſtige Fuͤhrung des Angeſchuldigten zu er⸗ 
meſſen, unbeſchadet der beſonderen Beſtimmungen der HH. 7. und 8. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Disziplinarverfahren. 
17, 


Der Nawenbantg einer Disziplinarſtrafe muß in allen Fällen eine muͤnd⸗ — 
liche Verhandlung vor dem zuftändigen Disziplinargerichte vorhergehen. Ob = e- 
Jahrgang 1881. (Fr. 3385.) 31 ä die⸗ Wilma nf 


TED Ti Jon Falun ati . 0 a ann . 


® 
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dieſelbe durch eine von einem Richter-Kommiſſar zu führende Vorunterſuchung 
oder in anderer Weiſe vorzubereiten iſt, beſtimmt das Disziplinargericht. N 


H. 18. 


Die zuſtaͤndigen Disziplinargerichte ſind: 

1) das Obertribunal in Anſehung ſeiner Mitglieder und der Praͤſidenten 
und Direktoren der Appellationsgerichte; 

2) der Rheiniſche Reviſions- und Kaſſationshof in Anſehung ſeiner Mit⸗ 
glieder, der Praͤſidenten des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes und 
des Direktors des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein; 

3) die Appellationsgerichte, einſchließlich des Appellationsgerichtshofes zu 
Koͤln und des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, in Anſehung ihrer Mit⸗ 

glieder, mit Ausſchluß der Praͤſidenten und Direktoren, und in Anſehung 
aller uͤbrigen Richter ihres Gerichtsſprengels. 


H. 1 9. 


| Zur Erledigung der Disziplinarſachen koͤnnen nur die etatsmaͤßigen Mit⸗ 
glieder mitwirken. 


H. 20. 


ai ce m. ee. . . Bei den beiden oberſten Gerichtshoͤfen, ſowie bei den Appellationsgerich— 
ei, Ren lbeett. ten, erfolgt die Erledigung der Disziplinarſachen in, Plenarfigungen, an denen 
par- c wenigſtens ſieben Mitglieder mit Einſchluß des Praͤſidenten Theil nehmen 
4 A. ueuun ie au muͤſſen. 5 f 

4. 4. Ik - . ee Appellationsgerichte, welche aus weniger als ſieben Mitgliedern beſtehen, 
eue eiue a koͤnnen die Disziplinarſachen bei Anweſenheit von fünf Mitgliedern mit Ein⸗ 
i Geh, 4. bey ſchluß des Praͤſidenten erledigen. 


aus dns ir- /5 A. 9. 21 

. Hale. i (init: Ink e a 5 

40 gehirn, .. Der oberſte Gerichtshof verweiſet auf den Antrag der Staatsanwalt⸗ 
eee ſchaft bei dem Appellationsgerichte, oder des Angeſchuldigten, die Erledigung 
135 4. geg. einer Disziplinarſache an ein anderes Appellationsgericht, wenn bei dem zu⸗ 
cn ae ſtaͤndigen Gerichte die beſchlußfaͤhige Anzahl von Mitgliedern nicht vorhan— 
— de ift. 

8 Der oberſte Gerichtshof kann auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft 
Age, AI oder des Angeſchuldigten dieſe Verweiſung beſchließen, wenn Gründe vorlie— 
. .,, gen, aus welchen die Unbefangenheit des zuſtaͤndigen Gerichts bezweifelt wer: 
Gin Inn i. age, den kann. 5 
5 Wenn eine Disziplinarſache von dem Rheiniſchen Appellationsgerichts— 
aue: z hofe zu Köln an ein anderes Appellationsgericht verwieſen werden muß, fo tre— 
. ten die beiden oberſten Gerichtshoͤfe zuſammen. 


H. 22. 
* 


= u 


§. 22. 


Streitigkeiten über die. Kompetenz der Appellationsgerichte in Diszipli⸗ 
narſachen werden von dem oberſten Gerichtshofe entſchieden. 

Beſteht der Konflikt zwiſchen dem Rheiniſchen Appellationsgerichtshofe 
zu Koͤln und einem anderen Appellationsgerichte, ſo treten die beiden oberſten 
Gerichtshoͤfe zuſammen. n 


§. 23. 


Die Einleitung der Disziplinarunterſuchung kann nur durch einen Bes 
ſchluß des Disziplinargerichts erfolgen. 

Erachtet daſſelbe eine Vorunterſuchung für noͤthig, fo beauftragt der 
Erſte Praͤſident des Gerichts, welches die Einleitung verfuͤgt, einen Richter 
mit der Fuͤhrung der Vorunterſuchung. 


F. 24. 


Ueber die Einleitung der Disziplinarunterſuchung muß entweder von = eee, 
Amtswegen, jedoch nach Vernehmung des Antrages der Staatsanwaltſchaft, e 
oder auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft Beſchluß gefaßt werden. r 

Br eee, 
a H. 25. N ö La-, 
5 e Fra rn! 

Gegen den Beſchluß eines Appellationsgerichts, durch welchen die Ein⸗ a x. e e . 

leitung der Disziplinarunterſuchung abgelehnt wird, ſteht der Staatsanwalt⸗ , RE 1 


ſchaft bei dem Appellationsgerichte die Beſchwerde an den oberſten Gerichts- . ;,; 
hof offen. \ JeZe Ze In Fast Ducs 259 


7 > 
om — [A 


H. 26, 


Wenn das Appellationsgericht eine Disziplinarunterſuchung in Fällen, 
wo ſie ſtattfinden ſollte, nicht einleitet, fo iſt der oberſte Gerichtshof berechtigt, 
nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft die Einleitung derſelben dem betreffen 
den Appellationsgerichte aufzugeben. 


§. 27. 


In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte vorgeladen, und, wenn 
er erſcheint, gehört; es werden die Zeugen eidlich vernommen und die zur Auf— 
klaͤrung der Sache dienenden ſonſtigen Beweiſe herbeigeſchafft. 

Wenn der Richter-Kommiſſar die Vorunterſuchung fuͤr geſchloſſen erach⸗ | 
tet, fo theilt er die Akten der Staatsanwaltſchaft zur Stellung ihres Schluß⸗ 
antrages mit. 8 | 
(Nr. 3385,) 31* ‚Halt 

7 


a ii 

Hält die Staatsanwaltſchaft fernere Handlungen der Vorunterſuchung 

für erforderlich, fo hat fie dieſelben bei dem Richter-Kommiſſar in Antra zu 

bringen, welcher, wenn er entgegengeſetzter Anſicht iſt, den Beſchluß des Dis⸗ 
ziplinargerichts einzuholen hat. ö 


$. 28. 


Traͤgt die Staatsanwaltſchaft darauf an, den Angeſchuldigten gänzlich 
außer Verfolgung zu ſetzen, fo giebt das Gericht, inſoweit es dieſe Anficht 
theilt, dem Antrage ſtatt, und ertheilt dem Angeſchuldigten Ausfertigung des 
darauf bezuͤglichen, mit Gründen zu unterſtuͤtzenden Beſchluſſes, welcher die 
Wirkung eines rechtskraͤftigen Urtheils hat. 


Wird die Sache nicht auf dieſe Weiſe erledigt, ſo verweiſt das Diszi⸗ 
plinargericht dieſelbe wegen aller Anſchuldigungspunkte, die im Einleitungs⸗ 
beſchluſſe erwaͤhnt oder in der Vorunterſuchung eroͤrtert ſind, zur muͤndlichen 
Verhandlung. 


* 
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Nach Erlaß des Verweiſungsbeſchluſſes, oder, falls eine Vorunterſuchung 
nicht ſtattgefunden hat, des Einleitungsbeſchluſſes (§. 24.), und nach Eingang 
einer von der Staatsanwaltſchaft anzufertigenden Anſchuldigungsſchrift wird 
der Angeſchuldigte, unter abſchriftlicher Mittheilung des Beſchluſſes und der 
Anſchuldigungsſchrift, zu einer von dem Prafidenten des Disziplinargerichts 
zu beſtimmenden Sitzung zur muͤndlichen Verhandlung vorgeladen. g 


H. 30. 


Bei der muͤndlichen Verhandlung, welche in nicht öffentlicher Sitzung 
ſtattfindet, giebt zuerſt ein von dem Vorſitzenden des Disziplinargerichts aus 
der Zahl der Mitglieder deffelben zu ernennender Referent eine Darftellung der 
Sache, wie ſie aus den bisherigen Verhandlungen hervorgeht. 


Der Angeſchuldigte wird vernommen. 
Es wird darauf die Staatsanwaltfchaft mit ihrem Vor- und Antrage 

und der Angeſchuldigte mit ſeiner Vertheidigung gehoͤrt. . 
Dem Angeſchuldigten ſteht das letzte Wort zu. 


H. 31. 


Wenn das Gericht auf den Antrag des Angeſchuldigten oder der Staats⸗ 
anwaltſchaft, oder auch von Amtswegen die Vernehmung eines oder mehrerer 
Zeugen, ſei es durch einen Richter⸗Kommiſſar, oder mündlich vor dem Gerichte 
ſelbſt, oder die Herbeiſchaffung anderer Mittel zur Aufklaͤrung der Sache fuͤr 
angemeſſen erachtet, ſo erlaͤßt es die erforderliche Verfuͤgung und vertagt 101 

thi⸗ 


m = 
thigenfalls die Fortſetzung der Sache auf einen anderen Tag, welcher dem Anz 
geſchuldigten bekannt zu machen iſt. 


* 


H. 32. 


Der Angeſchuldigte, welcher erſcheint, kann ſich des Beiſtandes eines 
Advokaten oder Rechtsanwaltes als Vertheidigers bedienen. 
Der nicht erſcheinende Angeſchuldigte kann ſich durch einen Advokaten 
oder Rechtsanwalt vertreten laſſen. | 
Dem Disziplinargerichte ſteht es jedoch jederzeit zu, das perſoͤnliche Er⸗ 
ſcheinen des Angeſchuldigten unter der Warnung zu verordnen, daß bei ſeinem 
Ausbleiben ein Vertheidiger zu ſeiner Vertretung nicht zugelaſſen werden wird. 


$. 33. 


Bei der Entſcheidung hat das Disziplinargericht, ohne an poſitive Be⸗ 
weisregeln gebunden zu ſein, nach ſeiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe der 
Verhandlungen und Beweiſe geſchoͤpften Ueberzeugung zu beurtheilen, inwieweit 
die Anſchuldigung fuͤr begruͤndet zu erachten ſei. 

Das Urtheil, welches die Entſcheidungsgruͤnde enthalten muß, wird in 
der Sitzung, in welcher die muͤndliche Verhandlung beendigt worden ift, oder 
in einer der naͤchſten Sitzungen verkuͤndigt und eine Ausfertigung deſſelben dem 
Angeſchuldigten auf ſein Verlangen ertheilt. 


H. 34. 


Ueber die muͤndliche Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, 
welches die Namen der Anweſenden und die weſentlichen Momente der Ver— 
handlung enthalten muß. Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden und dem 
Protokollfuͤhrer unterzeichnet. 


H. 35. 


Dias Rechtsmittel des Einſpruches (Reſtitution oder Oppoſition) findet 
nicht ſtatt. 
F. 36. 


Gegen die von den Appellationsgerichten erlaffenen Urtheile ſteht der Re 
Staatsanwaltſchaft und dem Angeſchuldigten die Berufung an den oberſten +. on = 
Gerichtshof offen. | 


H. 37. 


Die Anmeldung der Berufung geſchieht bei dem Gerichtshofe, welcher 
das anzugreifende Urtel erlaſſen hat, in der fuͤr die Anmeldung der Berufung 
(Ir. 3388.) in f 
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in Strafſachen vorgeſchriebenen Form. Von Seiten des Angeſchuldigten kann 
dieſelbe auch durch einen Bevollmaͤchtigten geſchehen. ü 

Die Friſt zu dieſer ee iſt eine vierwoͤchentliche, welche mit dem 
Ablaufe des Tages der Urtheilsverkuͤndigung, und fuͤr den Angeſchuldigten, 
welcher hierbei nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an 
welchem ihm das Urtheil zugeftellt worden iſt. 


H. 38. 


Zur ſchriftlichen Rechtfertigung der Berufung ſteht demjenigen, der die— 
ſelbe rechtzeitig angemeldet hat, eine fernere vierzehntägige Friſt offen. 
Dieſe Friſt kann auf den Antrag des Appellanten angemeffen verlaͤngert 
werden. 


H. 39. 


Die Anmeldung der Berufung und die etwa eingegangene Appellations⸗ 
ſchrift wird dem Appellaten in Abſchrift zugeſtellt, oder der Staatsanwaltſchaft, 
falls fie Appellatin iſt, in Urſchrift vorgelegt. 

Innerhalb vierzehn Tagen nach erfolgter Zuſtellung oder Vorlegung kann 
der Appellat eine Gegenſchrift einreichen. 


Dieſe Friſt kann auf den Antrag des Appellaten von dem Gerichte an— 
gemeſſen verlaͤngert werden. 


H. 40. 


ge neee, em, Nach Ablauf der in dem $. 39. beſtimmten Friſt werden die Akten an 
eue, cube perden oberſten Gerichtshof eingeſandt. Es wird ein Termin zur mündlichen 
Ga) ein Jaetägße .-, Verhandlung der Sache angeſetzt, zu dem der Angeſchuldigte vorzuladen iſt. 


3 ir) maus bio — vun, 
| , Si up vn dam . H. 41. 


ſimmungen der HH. 30. bis 35. finden auch in der Appellations⸗ 


„e . 2.4. X. A; x Die Be 
ae gie, ge, c Inſtanz Anwendung. 


H. 42. 


Das Rechtsmittel der Nichtigkeits-Beſchwerde (des Kaſſations-Rekurſes) 
findet in Disziplinarſachen nicht ſtatt. 


H. 43. 


Gegen rechtskraͤftige Entſcheidungen findet das außerordentliche Rechts— 
mittel der Reſtitution ſtatt. Ruͤckſichtlich der Fälle, in denen daſſelbe zulaͤſſig 
ift, ſowie ruͤckſichtlich des Verfahrens, kommen, ſoweit dies Geſetz nicht etwas 

An⸗ 


= 


Wanne feſtſetzt, die Vorſchriften des gewoͤhnlichen Strafprozeſſes zur An— 
wendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Amtsſuspenſion. 


H. 44. 


Die Suspenſion eines Richters vom Amte tritt kraft des Geſetzes ein: 


1) wenn in dem gewöhnlichen Strafverfahren feine Verhaftung beſchloſſen, 
oder gegen ihn ein noch nicht rechtskraͤftig gewordenes Urtheil erlaſſen 
iſt, welches auf den Verluſt des Amtes lautet, oder dieſen kraft des Ge— 
ſetzes nach ſich zieht; 

2) wenn im Disziplinarverfahren ein noch nicht rechtskraͤftiges Urtheil auf 
Dienſtentlaſſung ergangen iſt. 


H. 45. 


In dem im vorhergehenden Paragraphen unter Nr. 1. vorgeſehenen 
Falle dauert die Suspenſion bis zum Ablaufe des zehnten Tages nach Wie— 
deraufhebung des Verhaftungsbeſchluſſes oder nach eingetretener Rechtskraft 
desjenigen Urtheils hoͤherer Inſtanz, durch welches der angeſchuldigte Richter 
zu einer anderen Strafe, als der bezeichneten, verurtheilt wird. 


Lautet das rechtskraͤftige Urtheil auf Freiheitsſtrafe, ſo dauert die Sus— 
penſion, bis das Urtheil vollſtreckt iſt. Wird die Vollſtreckung des Urtheils 
ohne Schuld des Verurtheilten aufgehalten oder unterbrochen, fo tritt für die 
Zeit des Aufenthaltes oder der Unterbrechung eine Gehalts-Verkuͤrzung ($. 48.) 
nicht ein. Daſſelbe gilt fuͤr die im erſten Abſatze dieſes een an erwaͤhnte 
Zeit von zehn Tagen, wenn nicht vor Ablauf derſelben die Suspenſion vom 
Amte von dem zuſtaͤndigen Disziplinargerichte beſchloſſen wird. 


In dem unter Nummer 2. erwaͤhnten Falle dauert die Suspenſion bis 
zur Rechtskraft des in der Disziplinarſache ergehenden Urtheiles. 


H. 46, 


Bei Erlaſſung des Beſchluſſes auf Einleitung der Disziplinarunterſuchun 
und im ganzen Laufe derſelben kann das Gericht, bei welchem ſie anhaͤngig iſt, 
von Amtswegen, jedoch nach Vernehmung des Antrages der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, oder auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft, die Suspenſion des Anz 
geſchuldigten vom Amte beſchließen, wenn dieſelbe mit Ruͤckſicht auf die Schwere 
des Dienſtvergehens als angemeſſen erſcheint. 

Die naͤmliche Befugniß ſteht dem zuſtaͤndigen Disziplinargericht in allen 

(Ir. 3385.) Faͤllen 


* 
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Faͤllen zu, wo gegen einen Richter im Wege des gewöhnlichen Strafverfah⸗ 
rens eine Unterſuchung eingeleitet worden iſt. 


H. 47. 


Gegen den Beſchluß eines Appellationsgerichts, durch welchen die Sus⸗ 
penſion verhaͤngt oder abgelehnt wird, ſteht der Staatsanwaltſchaft, und gegen 
den Beſchluß, durch welchen ſie verhängt wird, ſteht dem Angeſchuldigten die 
Beſchwerde an den oberſten Gerichtshof offen. 

Der angegriffene Beſchluß wird bis zu der Wiederaufhebung vollſtreckt. 


$. 48. 


1 Der ſuspendirte Richter behält während der Suspenſion die Hälfte ſei⸗ 
| Amen nes Dienſteinkommens. N 

S Auf die fuͤr Dienſtunkoſten beſonders an eſetzten Betraͤge iſt bei Berech— 
ien. aue nung der Hälfte des Dienſteinkommens keine uͤckſicht zu nehmen. 

2 fen es Aus dem innebehaltenen Theile des Dienſteinkommens ſind die Koſten 
. 


u ane e der Stellvertretung des Angeſchuldigten und des Unterſuchungsverfahrens zu 
. f beſtreiten. 


eee, D * H. 49. 
ae . — . — A. 


e ee. a. agu, Der zu den Koſten (H. 48.) nicht verwendete Theil des Einkommens wird 
ande e au, a, dem Richter nicht nachgezahlt, wenn die Unterſuchung die Strafe der zeitwei⸗ 
ee Ae ſen Entfernung von den Dienſtverrichtungen oder den Verluſt des Amtes zur 
A any ai age , Folge gehabt hat. N 

13 Erinnerungen uͤber die Verwendung des Einkommens ſtehen dem Richter 
eee nicht zu; wohl aber ift ihm auf Verlangen eine Nachweiſung über dieſe Ver⸗ 
ue ne, wendung zu ertheilen. 

. $. 50. 

J el. cu, wi 2 I, 2 i 

. Wird der Richter freigeſprochen, ſo muß ihm der innebehaltene Theil 
13 des Dienſteinkommens vollſtaͤndig nachgezahlt werden. Wird er nur mit einer 
dee, eee Warnung oder einem Verweiſe belegt, ſo iſt ihm der innebehaltene Theil ohne 
Aer. ge, cu, Abzug der Stellvertretungskoſten nachzuzahlen, ſoweit derſelbe nicht zur Deckung 
Ale, ala. der Unterſuchungskoſten erforderlich iſt. 


2 5 che-, i, e-. 9 


eee. Vierter Abſchnitt. 
Wil U anf ee A., . „ . 7 
1 ö on der unfreiwilligen Verſetzung auf eine andere Stelle. 
e V freiwillig ſetzung auf 
0 Ae. , 1 H. 51. 


ee , ee, Die Verſetzung eines Richters von einer Stelle auf eine andere wider 
e,, deſſen Willen kann, außer dem Falle, wenn fie durch Veraͤnderungen in der 


De; nt San A e hu San din Ae, ange b . Ruhe, m. Z 7650. _ A Se. Or⸗ 
er, d. de, EL r 1 EEE 
us ka 7 A 
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Organiſation der Gerichte oder ihrer Bezirke noͤthig wird, nur geſchehen, wenn 
ſie durch das Intereſſe der Rechtspflege dringend geboten iſt. 


F. 52. 


Wenn zwiſchen Richtern, welche bei dem naͤmlichen Gerichte angeſtellt 
find, ein Schwaͤgerſchafts-Verhaͤltniß bis zum dritten Grade einſchließlich ent- 
ſteht, ſo muß ſich derjenige, durch deſſen Verheirathung ein ſolches Verhaͤltniß 
eingetreten iſt, die Verſetzung auf eine andere Stelle gefallen laſſen. 


$. 53. 


Die 3 Verſetzung kann nur in ein anderes Richteramt von 
leichem Range und Gehalte erfolgen; hat der Richter dazu nicht auf die im 
N 52. bezeichnete Weiſe Veranlaſſung gegeben, fo muͤſſen ihm die vorſchrifts⸗ 
maͤßigen Verſetzungskoſten gewaͤhrt werden. | 


$. 54. 


Die unfreiwillige Verſetzung kann nur auf Grund eines von dem oberften 
Gerichtshofe in einer Plenarverſammlung gefaßten Beſchluſſes erfolgen, welche 
erklärt, daß der Fall der Verſetzung vorliege. Der Gerichtshof kann einen fol- 
chen Beſchluß nur faſſen, wenn die Staatsanwaltſchaft bei demſelben, unter 
Vorlegung eines ihr von dem Juſtizminiſter dazu ertheilten Befehles, ihren 
Antrag darauf richtet. u 

Handelt es ſich um eine 8. l aus dem Bereiche des Obertribunales 
in den des Rheiniſchen Reviſions- und Kaſſationshofes, oder umgekehrt, ſo tre⸗ 
ten beide Gerichtshoͤfe zuſammen. 


§. 55. 


Bevor dem Antrage der Staatsanwaltſchaft ſtattgegeben werden kann, 
muß der betreffende Richter unter Mittheilung des Antrages mit einer vierwoͤ⸗ 
chentlichen Friſt zur ſchriftlichen Erklaͤrung aufgefordert werden. Ein weiteres 
Verfahren findet nicht ſtatt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von der unfreiwilligen Verſetzung in den Ruheſtand. 


$. 56, 


Ein Richter, welcher durch Blindheit, Taubheit oder ein ſonſtiges kor 
perliches Gebrechen, oder wegen Schwaͤche ſeiner koͤrperlichen oder geiſtigen 
Jahrgang 1851, (Nr. 3388.) 32 Kraͤfte 
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Kräfte zu der Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt, muß in den 
Ruheſtand verſetzt werden. 


$. 57. 


Sucht der Richter in einem ſolchen Falle ſeine Verſetzung in den Ruhe— 
ſtand nicht nach, ſo findet das in den nachſtehenden — vorgeſchrie— 
bene Verfahren ſtatt. 8 


§. 58, 


Der Richter oder fein noͤthigenfalls hierzu beſonders zu beſtellender Ku— 
rator wird von dem Vorſitzenden des Gerichts, deſſen Mitglied er iſt, ſchriftlich 
unter Angabe der Gruͤnde darauf aufmerkſam gemacht, daß der Fall der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand vorliege. 

In Anſehung der Einzelrichter hat den Beruf hierzu der Praͤſident oder 
Direktor desjenigen Gerichts erſter Inſtanz, in deſſen Gerichtsſprengel der Ein— 
zelrichter angeſtellt iſt; in Anſehung der Praͤſidenten oder Direktoren der Ge- 
richte erſter Inſtanz der Erſte Praͤſident des Appellationsgerichts; in Anſehung 
der Erſten Praͤſidenten der Appellationsgerichte der Erſte Praͤſident des ober— 
ſten Gerichtshofes. 


H. 39. 


Die in dem vorhergehenden Paragraphen vorgeſchriebene Eroͤffnung ge⸗ 
ſchieht durch den zuftändigen Vorſitzenden von Amtswegen oder auf den An⸗ 
trag der Staatsanwaltſchaft. 5 


f Wird ſie nicht vorgenommen, ſo beſchließt das unmittelbar hoͤhere Ge— 
richt, oder wenn es ſich um den Erſten Prafidenten eines Appellationsgerichts 
oder ein Mitglied eines oberſten Gerichtshofes handelt, dieſer Gerichtshof in 
ſeiner Plenarverſammlung, von Amtswegen oder auf den Antrag der Staats— 
anwaltſchaft, daß ſie ſtattfinden ſolle, und in dieſem Falle muß ſie von dem 
Erſten Praͤſidenten des beſchließenden Gerichts vorgenommen werden. 


Dem Erſten Praͤſidenten eines oberſten Gerichtshofes kann die Eraoͤff— 
nung nur auf Grund eines Beſchluſſes dieſes Gerichtshofes gemacht werden, 
welcher Ben von dem geſetzlichen Stellvertreter des Erſten Praͤſidenten voll- 
zogen wird. 


$. 60, 


Wenn der Richter oder deſſen Kurator nicht innerhalb ſechs Wochen von 
dem Tage der ihm in Gemaͤßheit der Hh. 58. oder 59. gemachten Eroͤffnun 
ſeine Verſetzung in den Ruheſtand freiwillig nachſucht, ſo muß, wenn es ſich 
um ein Mitglied eines oberſten Gerichtshofes oder um den Erſten Praͤſidenten 
eines Appellationsgerichts handelt, oder wenn in Gemaͤßheit des H. 59. 1 

u 


„u. 


ſchluß des oberften Gerichtshofes ergangen ift, dieſer Gerichtshof, in allen 
übrigen Fällen das Appellationsgericht, nachdem ihm die etwaige Gegenerklaͤ⸗ 
rung des betreffenden Richters vorgelegt worden iſt, in einer Plenarver⸗ 
Degen darüber Beſchluß faſſen, ob dem Verfahren Fortgang zu geben fei 
oder nicht. 


$ 61. 


Beſchließt das Gericht die Fortſetzung des Verfahrens, ſo ernennt deſſen 
Erſter Praͤſident einen Richter⸗Kommiſſar. Dieſer hat die Thatſachen, durch 
welche die Verſetzung in den Ruheſtand begruͤndet werden ſoll, zu eroͤrtern, die 
erforderlichen Zeugen und Sachverſtaͤndigen eidlich zu vernehmen, und zum 
Schluſſe den Richter oder deſſen Kurator mit ſeiner Erklaͤrung uͤber das Er— 
gebniß der Eroͤrterung zu hoͤren. 


$. 62. 


Die geſchloſſenen Akten werden dem Gerichte vorgelegt, welches in ſeiner 
Plenarverſammlung nach Anhoͤrung der Staatsanwaltſchaft daruͤber Beſchluß 
faßt, ob der Fall der Verſetzung in den Ruheſtand vorliege. Das Gericht kann 
vor Abfaſſung dieſes Beſchluſſes die Vorladung der Zeugen und der Sachver— 
ſtaͤndigen zum Zwecke ihrer muͤndlichen Vernehmung in der Sitzung verordnen. 
Dem Gericht ſteht es jederzeit zu, das Erſcheinen des betheiligten Richters 
unter der Warnung zu verordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Anwalt zu 
ſeiner Vertretung nicht zugelaſſen wird. 


$. 63. 


* 

Der Beſchluß iſt einem Rechtsmittel nicht unterworfen. Er wird dem 

Juſtizminiſter uͤberſandt, welcher, wenn derſelbe dahin lautet, daß der Fall der 
Verſetzung in den Ruheſtand vorliege, das Weitere zu veranlaſſen hat. 


$. 64. 


Die Verſetzung in den Ruheſtand findet bei Richtern, welchen regle— 
mentsmaͤßig eine Penſion zu bewilligen iſt, nur unter Gewährung der regle⸗ 
mentsmaͤßigen Penſion ſtatt. Es wird ihnen das volle Gehalt noch bis zum 
Ablaufe desjenigen Viertelfahres fortgezahlt, welches auf den Monat folgt, in 
dem ihnen die ſchließliche Verfügung über die erfolgte Verſetzung in den Ruhe— 
ſtand mitgetheilt worden iſt. 


(ir 8888) . Sechſter 
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Sechſter Abſchnitt. 


Naͤhere Beſtimmungen, betreffend die Auseinanderſetzungs— 
Behörden, das Generalauditoriat und die Auditeure. 


H. 65. 


Die Vorſchriften dieſer Verordnung ſind mit den folgenden naͤheren Be— 
ſtimmungen anwendbar: 


1) auf die Praͤſidenten, Dirigenten und uͤbrigen Mitglieder des Reviſions⸗ 
kollegiums für Landeskultur-Sachen, der Generalkommiſſionen und land⸗ 
wirthſchaftlchen Regierungsabtheilungen; 

D auf den Generalauditeur, die übrigen Mitglieder des Generalauditoriates 
und die Auditeure. 


$. 66, 


Die Beſtimmungen, welche die Gerichte erfter Inſtanz betreffen, finden 
auf die Generalkommiſſionen und landwirthſchaftlichen Regierungsabtheilungen 
Anwendung. 3 

Von dem Reviſtonskollegium werden die Verrichtungen wahrgenommen, 
welche den Appellationsgerichten zuſtehen. . 

Das Obertribunal und deſſen Erſter Praͤſident üben die ihnen beigeleg- 
ten Befugniſſe auch in Anſehung der genannten Auseinanderſetzungs-Behöoͤr— 
den aus. 

# 
„ H. 67. 


In den Fällen des H. 21. verweiſet das Obertribunal die Sache an ein 
Appellationsgericht. ö 


$. 68. 


Die unfreiwillige Verſetzung eines Mitgliedes des Reviſionskollegiums 
auf eine andere Stelle kann an eine Provinzialbehörde erfolgen, für die daſ⸗ 
ſelbe die Gele Qualifikation beſitzt. Der in Gemaͤßheit des §. 54. vorzu⸗ 
legende Befehl wird von dem Juſtizminiſter und dem Miniſter fuͤr landwirth⸗ 
ſchaftliche Angelegenheiten erlaſſen. 

An dieſe Miniſter wird auch im Falle des $. 63. der Beſchluß eingeſandt. 


H. 69. 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft bei dem Reviſionskollegium 
wer⸗ 
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werden von der Staatsanwaltſchaft bei dem Appellationsgerichte wahrgenom⸗ 
men, in deſſen Bezirke das Reviſionskollegium ſeinen Sitz hat. 


§. 70. 


Das Generalauditoriat iſt das zuſtaͤndige Disziplinargericht für die 
Auditeure. 18 
Es erledigt in derjenigen Zuſammenſetzung, welche fuͤr ſeine Entſchei⸗ 
dungen uͤberhaupt vorgeſchrieben iſt, auch die Disziplinarſachen. 
Es iſt befugt, ohne foͤrmliches Disziplinarverfahren, Warnungen, Ver: 
5 3 und Geldbußen bis zu zehn Thalern gegen Auditeure endguͤltig zu ver⸗ 
ngen. 


H. 71. 


Die in dem H. 13. dieſes Geſetzes vorgeſchriebene Verrichtung wird in 
Anſehung des Generalauditeurs von dem Erſten Praͤſidenten des Obertribu— 
nales, in Anſehung der uͤbrigen Mitglieder des Generalauditoriates und der 
Auditeure von dem Generalauditeur wahrgenommen. 


§. 72. 


Das Obertribunal iſt das zuſtaͤndige Disziplinargericht für die Mitglie⸗ 
der des Generalauditoriates. 

Die Beſchwerde gegen Beſchluͤſſe des Generalauditoriates und die Be⸗ 
rufung von deſſen Entſcheidungen, ſoweit die eine oder die andere zulaͤſſig iſt, 
geht an das Obertribunal. ö 


$. 73. 


Dem Obertribunale ſtehen die ihm in den HH. 21., 22. und 26. beige⸗ 
legten Befugniſſe auch in Anſehung des Generalauditoriates zu. 
Die Verweiſung (F. 21.) geſchieht an ein Appellationsgericht. 


$. 74. 


Die unfreiwillige Verſetzung eines 8 des Generalauditoriates 
kann an ein e erfolgen. er Beſchluß daruͤber, ob der 
Fall der unfreiwilligen ° erſetzung vorliege, wird von dem Obertribunale 
erlaſſen. 

2 In Anſehung der Auditeure ſteht dieſer Beſchluß dem Generalaudito- 
riate zu. 

Iſt ein Diviſionsauditeur zum Felddienſt untauglich geworden, ſo kann 
die Verſetzung in eine Auditeurſtelle geſchehen, zu deren Verwaltung die Feld— 
dienſtfaͤhigkeit nicht erforderlich iſt. [2 

(Nr. 3385.) Der 


A: EEE 


Der in Gemaͤßheit des H. 54. vorzulegende Befehl wird von den Mini- 
ſtern der Juſtiz und des Krieges erlaſſen. g 


H. 75. 


Ueber die unfreiwillige Verſetzung in den Ruheſtand wird hinſichtlich der 
Auditeure von dem Generalauditoriate, und in Anſehung der Mitglieder des 
Generalauditoriates von dem Obertribunale Beſchluß gefaßt. 

Die in dem F. 58. vorgeſchriebene Eroͤffnung wird in Anſehung des 
Generalauditeurs von dem Erſten Praͤſidenten des Obertribunales, in Anſehung 
der uͤbrigen Mitglieder des Generalauditoriates und der Auditeure von dem 
Generalauditeur vorgenommen. 

Dem Obertribunale ſtehen die ihm durch die $$. 59. bis 61. beigelegten 
Befugniſſe auch in Anſehung der Mitglieder des Generalauditoriates und der 
Auditeure zu. 

Im Falle des $. 63. wird der Beſchluß an die Miniſter der Juſtiz und 
des Krieges geſandt. 


H. 76, 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft bei dem Generalauditoriate 
werden von einem durch die Miniſter der Juſtiz und des Krieges zu bezeich- 
nenden Beamten wahrgenommen, welcher die Qualifikation zum hoͤheren Nich⸗ 
teramte beſitzt. 


$. 77. 


Hinſichtlich der Auditeure finden die HH. 43., 44. der Verordnung vom 
21. Oktober 1841. (Geſetz-Sammlung Seite 325.) mit der Maaßgabe An⸗ 
wendung, daß die Ordnungsſtrafen nie in Arreſiſtrafen beſtehen duͤrfen. 

Fuͤr die Zeit des Krieges ſind die Beſtimmungen der Verordnung vom 
24. September 1826. Nr. 2. anwendbar. N 


$. 78. 


e In dem Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Köln 
findet wegen Dienſtvergehen, welche Unterſuchungsrichter oder Friedensrichter 
als Beamte der gerichtlichen Polizei begehen, lediglich eine Beſtrafung und ein 
Verfahren nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung ſtatt. 


$. 79, 


Die Unterfuchungen, welche zur Zeit der Verkündigung des gegenwär- 
tigen Geſetzes im Wege des gewoͤhnlichen Strafverfahrens oder des Dis ipli⸗ 
narverfahrens bereits eröffnet find, werden in der bisherigen Weiſe zu Ende 
geführt. Die Unterſuchung wird als eröffnet betrachtet, wenn der Beſchuldigte 
als ſolcher vernommen oder Behufs ſeiner Vernehmung vorgeladen iſt. = 
ie 


- 0 
Die ergangenen Strafurtheile werden ohne Ruͤckſicht auf die Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Geſetzes vollſtreckt. 


$. 80, 


Handelt es ſich um die Suspenſion vom Amte ($$. 44. ff.), fo gelten 
die Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 

Ueber das Fortbeſtehen oder die Aufhebung einer Suspenſion, welche 
von einem anderen Gerichte, als dem nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu— 
ſtaͤndigen Disziplinargerichte bereits verfuͤgt iſt, geht die Beſchwerde zunaͤchſt 
an dieſes Disziplinargericht. 


$. 81. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 
Dagegen wird durch daſſelbe in der Befugniß der Auffichtsbehörden, im Auf⸗ 
ſichtswege Beſchwerden Abhuͤlfe zu verſchaffen oder Richter zur Erfuͤllung ihrer 
Pflichten in einzelnen Sachen anzuhalten, und dabei alles zu thun, wozu ſie 
nach den beſtehenden Geſetzen ermächtigt find, nichts geändert; ebenſowenig in 
der Befugniß hoͤherer Gerichte, in dieſen Faͤllen Ruͤgen auszuſprechen, und 
Richter zum Erſatze von Koſten und unter Vorbehalt des Rechtsweges zum 
Erſatze von Schaͤden anzuhalten. 


$. 82. 


Dieſes Geſetz tritt an die Stelle der vorlaͤufigen Verordnung vom 
10. Juli 1849. f 

Bis zur Verkuͤndigung eines allgemeinen Strafgeſetzbuchs bleiben aber 
die HH. 1 — 4. und 6. der gedachten Verordnung in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö 


Gegeben Charlottenburg, den 7. Mai 1851. 
(. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. | 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
u (Rudolph Decker.) 


